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Bebauungsplan Nr. 06-212
„Firma Eisele – Hauptstraße Laiz “ 24.6.2021
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Abbildung 1: Lageplan zum B-Plan Nr. 06-212 „Firma Eisele – Hauptstraße Laiz“
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I. Begründung gemäß § 2a BauGB zum Bebauungsplan
Nr. 06-212 „Firma Eisele – Hauptstraße Laiz“

1. Grund für die Aufstellung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Firma Eisele – Hauptstraße Laiz“ sollen die
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für ein dreigeschossiges
Verwaltungsgebäude geschaffen werden.
In diesem Bereich besteht kein Bebauungsplan und das Vorhaben würde nicht nach den
Vorgaben des § 34 BauGB zulässig sein, da die nähere Umgebung durch traufständig
maximal zweigeschossige Gebäude geprägt ist. Dem am Standort etablierten
Unternehmen soll hier die Möglichkeit zur Erneuerung und Erweiterung gegeben
werden. Mit dem dritten Vollgeschoss wird das Maß der zulässigen Bebauung erhöht,
ohne die städtebauliche Gesamtstruktur zu stören. Zudem wird damit der Zielvorgabe
des flächensparenden Bauens entsprochen. Als Bebauungsplan der Innenentwicklung
wird nach Abbruch eines nicht mehr funktionsgerechten Gebäudes an gleicher Stelle mit
der Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung weiteren städtebaulichen Zielen
entsprochen.

2. Lage und Abgrenzung des Gebiets

Der Geltungsbereich liegt direkt an der Hauptstraße und grenzt nordwestlich an die
bestehenden Hallen und südwestlich an das noch bestehende alte Bürogebäude der
Firma Eisele sowie nordöstlich an das Flst. 244/38, das mit einem Wohnhaus bebaut ist.
Das Grundstück ist direkt von der Hauptstraße zugänglich. Das Vorhabengebiet umfasst
mit 1208 m2 die Flurstücke 247/18 und ein Teilstück des Flurstücks 247/30. Der genaue
Geltungsbereich ist im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gekennzeichnet.
(Abb.1)

3. Geltendes Recht und Verfahren

Als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ wird das „beschleunigte Verfahren“ nach
§ 13a BauGB angewandt. Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des
beschleunigten Verfahrens stellen sich wie folgt dar:

- Das Planungsgebiet liegt innerhalb eines bebauten Ortsteiles.

- Die zulässige Grundfläche liegt bei einer Gesamtfläche des Geltungsbereiches von
1208 m2 deutlich unterhalb der zulässigen Höchstgrenze von zwei Hektar
(Fallgruppe 1: § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB).

- Das beschleunigte Verfahren gilt ausschließlich für Vorhaben, die keine Prüfung nach
dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz erfordern (§ 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB).
Diese Bebauungsplanänderung schafft Baurecht für Verwaltungsgebäude in nicht
UVP-pflichtigem Umfang.

- Aufgrund dieses Bebauungsplans werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB
genannten Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt
(§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB).
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Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen:

• keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,
• die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung entfällt,
• Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt,
• auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind (nach
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet,
• keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB,
• kein Monitoring gemäß § 4c BauGB.

Nach einer Relevanzbegehung im Rahmen der artenschutzfachlichen Vorprüfung
konnte ein Vorkommen europarechtlich streng geschützter Lebewesen
ausgeschlossen werden. Daraus folgt, dass durch diesen Bebauungsplan keine
Verbotstatbestände des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG ausgelöst
werden.
(Anlage: Artenschutzrelevanz, Grom -Büro für Landschaftsökologie).

Im Flächennutzungsplan ist die zur Bebauung vorgesehene Fläche als gewerbliche
Baufläche § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dargestellt. (s. Abb. 2)

Abb. 2: FNP-Ausschnitt GVV Sigmaringen 2005
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4. Planungskonzept

Das Verwaltungsgebäude ist parallel zur Hauptstraße 2-4 orientiert und soll die in die
Jahre gekommenen alten Bürogebäude ersetzen. Das dreigeschossige Gebäude
umfasst eine Ausstellungsfläche, Foyer mit Empfang, Besprechungs- und
Konferenzräumen sowie mehreren Aufenthalts- und Sanitärräumen. Der quaderförmige
dreigeschossige Baukörper erhält ein asymmetrisches Satteldach und wird zur Straße
durch einen eingeschossigen hervorragenden Anbau im EG unterbrochen.
Die geplante Nutzung wäre auch in einem Mischgebiet zulässig, da sie das Wohnen
nicht wesentlich stört. Aufgrund der benachbarten vorhandenen Wohnbebauung wird
dieser Zulässigkeitsmaßstab durch die Festsetzung „eingeschränktes Gewerbegebiet“
definiert.

5. Verkehrserschließung

Die äußere Erschließung des Bereichs besteht bereits durch die Hauptstraße. Die
Grundstücke sind direkt von der Hauptstraße zugänglich und vollständig erschlossen.
Der Zugang zu den geplanten Parkplätze westlich zwischen dem geplanten Neubau und
dem „Bestandsbau Werkhalle“ ist über die bisherige Erschließung Straße zum
Werksgelände auf dem Flurstück 247/30 gesichert.
Für das Bauvorhaben sind insgesamt 14 KFZ-Stellplätze und 6 Fahrradstellplätze
vorgesehen. Direkt zugänglich von der Hauptstraße können 5 Stellplätze und im
westlichen Bereich zwischen dem Neubau und der Bestandshalle 1 Stellplätze genutzt
werden. Weitere 8 Stellplätze stehen auf dem Flurstück 254/17 zur Verfügung.

6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes

Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie Abwasser ist
durch das bestehende System gesichert.

7. Bodenordnende Maßnahmen

Das Flurstück 247/18 + 247/30 befinden sich im Eigentum der Firma Eisele.
Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.

8. Auswirkung des Bebauungsplanes

Mit dieser Bebauung wird eine bereits gewerblich genutzte, erschlossene und
innerörtliche Fläche baurechtlich für ein dreigeschossiges Verwaltungsgebäude frei
gemacht und trägt somit zur Einschränkung des Siedlungswachstums nach außen bei.

Es ist ein dreigeschossiges Gebäude vorgesehen, welches die alten zweigeschossigen
Bürogebäude ersetzt. Trotz der gegenüber den Umgebungsbauten höheren Traufe
bleibt das Gebäude mit seiner Firsthöhe am Kontext orientiert. Dies folgt aus der flach
geneigten Dachform.

Es bestehen Anhaltspunkte für eine Altlast gemäß Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV) § 3 Abs. 1. Bei aktueller Nutzungssituation ist die Ausbreitung
möglicherweise vorhandener Schadstoffe in die Umwelt über alle Wirkungspfade
unwahrscheinlich (keine Exposition). Weitere Untersuchungen sind daher
unverhältnismäßig. Mit einer Änderung der Exposition für vorhandene Schadstoffe (z. B.
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durch Entsiegelung der Fläche) kann jedoch eine Situation entstehen, in der der
Transfer möglich wird, dann wird eine orientierende Untersuchung nach § 9 Abs. 1
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) erforderlich. Die Fläche wird im Bodenschutz-
und Altlastenkataster in der Fallgruppe „Altlastverdächtige Fläche / AItlast” geführt. Eine
Versickerung von Niederschlagswasser in diesem Bereich ist nur nach vorheriger
Untersuchung möglich. Hierzu wird eine erneute Prüfung durch die untere
Bodenschutzbehörde bei Vorlage des folgenden Baugesuchs erforderlich.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Eingeschränktes Gewerbegebiet – GE(e) gemäß § 8 BauNVO - s. Planeinschrieb
Um die wesentliche Zweckbestimmung des Baugebietes zu erhalten und dem Vorhaben
zu entsprechen, sind die Nutzungsarten nach BauNVO §8 Abs. 2
Nr. 1 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
Nr. 2 Geschäfts- , Büro- und Verwaltungsgebäude und
Nr.4 Anlagen für sportliche Zwecke zulässig,
wenn sie das Wohnen nicht wesentlich stören.

Ausnahmsweise können die Nutzungsarten nach Abs. 3
Nr. 1 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind und
Nr. 2 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zugelassen
werden.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. § 16Abs. 2 Nr. 3+4 § 18
Abs. 1 BauNVO)

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch:

a) Die Zahl der Vollgeschosse  (§ 20 BauNVO i.V.m. §2 Abs.6 LBO) - s. Planeinschrieb

b) Die Firsthöhe - FH als Höchstmaß - s. Planeinschrieb
Firsthöhe: Als maximal zulässige Firsthöhe ist das Maß zwischen der Bezugshöhe, der
Erdgeschossrohfußbodenhöhe, und der Oberkante der obersten Dachbegrenzung
definiert.

c) Die Traufhöhe – TH als Höchstmaß - s. Planeinschrieb
Traufhöhe: Als maximale Traufhöhe ist das Maß zwischen der unteren Bezugshöhe, der
Erdgeschossrohfußbodenhöhe und dem Schnittpunkt Außenwand Oberkannte
Dachhaut definiert.
Für einen Vorbau wie ein Erker oder Balkon, der weniger als 1/3 der Länge des
Hauptgebäudekörpers entspricht und der die Baugrenze einhält, ist eine
Traufhöhenüberschreitung um 0,7 m zulässig.

d) Bestimmung der Bezugshöhe – EFH - s. Planeinschrieb
Als Bezugshöhe zur Bestimmung der Firsthöhe gilt die Oberkante des rohen
Erdgeschossfußbodens (EFH). Die EFH ist im Plan als Höchstwert festgesetzt. Von der
EFH können aufgrund der konkreten Lage des Gebäudes im Gelände und einer daraus
resultierenden zweckwidrigen Höhenlage Ausnahmen nach § 31 Abs. 1 BauGB bis zu
+ 0,3 m zugelassen werden. Bei einer so begründeten Abweichung gilt die tatsächliche
EFH als Bezugshöhe. Der Nachweis über die Höhenlage ist gemäß § 2 Abs.3 LBOVVO
darzustellen.
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3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO)

b) Die überbaubaren Grundstücksflächen - s. Planeintrag
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen bestimmt. Garagen,
überdachte Stellplätze sowie Nebenanlagen nach § 14 BauNVO sind nur innerhalb
der Baugrenzen zulässig.
Außerhalb der Baugrenzen sind ausnahmsweise Überdachungen für
Fahrradstellplätze zugelassen.
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
zum B-Plan Nr. 06-212

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

 Siehe Planeintrag vBP

§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO

1. Baugestaltung
Die baugestalterische Zielsetzung ist durch den VEP maßgeblich bestimmt.
Abweichungen vom Vorhabenplan sind mit schriftlicher Zustimmung der Stadt zulässig.
Dabei darf die vorgesehene Nutzung sowie die städtebauliche Struktur und
Architekturqualität gemäß der Planung (VEP vom 06.04.2021) nicht eingeschränkt oder
verschlechtert werden. Unwesentliche Änderungen zum Beispiel in der
Fassadengliederung oder einzelner Räume ohne Auswirkungen auf die Qualität des
Erscheinungsbildes und das Bauprogramm insgesamt sind vom
Zustimmungserfordernis ausgenommen. Allgemeine bauordnungs- und
planungsrechtliche Zulässigkeitsvoraussetzungen bleiben davon unberührt.

2. Werbeanlagen
Es ist nur Eigenwerbung zulässig. Am Gebäude ist straßenseitig eine
Hauptwerbeanlage zulässig. Untergeordnete Anlagen ohne Fernwirkung wie
Eingangsbeschriftungen bleiben bei der Zulässigkeit unberücksichtigt.
Die Werbeanlage (auch in Form eines Schriftzuges und Logos) muss in Werkstoff,
Farbe, Proportion und Anordnung auf die Gestaltung der Fassade abgestimmt sein und
sich dieser in ihrer Gestaltung unterordnen. Die Werbeanlage kann im EG-Bereich bis
zur Brüstungshöhe des 1. OG angebracht werden. Ausnahmsweise kann die
Fassadenwerbung in einer Höhe bis unterhalb der Traufe zugelassen werden, wenn sie
weder das Straßenbild noch die Fassadengestaltung beeinträchtigen.
Straßenseitig sind bis zu 3 Fahnenmasten mit maximal 6 m Höhe über Grund sowie im
Zugangs-/Zufahrtsbereich ein Schild/Stele mit einer Höhe bis zu 3,0 m über Grund auch
außerhalb der Baugrenzen zulässig.
Werbeanlagen können unbeleuchtet, hinterleuchtet oder angestrahlt werden.
Wechselndes oder bewegtes Licht ist unzulässig. Beleuchtung muss blendfrei sein.

3. Einfriedungen
Einfriedungen an Grenzen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind im Bereich von
Ausfahrten, Einmündungen und Stellplätzen bis zu maximal 0,8 m Höhe zulässig, um
das Sichtfeld frei zu halten.

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen
Bauvorschriften gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

§ 4 Inkrafttreten

Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74
Abs. 7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise

1. Schonender Umgang mit Grund und Boden
Die Bauabwicklung (z.B. Baustelleneinrichtung, Zwischenlager) sollte ausschließlich von
bereits überbauten, versiegelten Flächen oder aber von Flächen, die im Zuge der späteren
Überbauung sowieso in Anspruch genommen werden, erfolgen. Somit bleibt auch das
natürliche Retentionsvermögen der übrigen Flächen erhalten.
Anfallendes Aushubmaterial ist soweit wie möglich auf dem eigenen Grundstück zur
Geländemodellierung zu verwenden. Das Merkblatt „Bodenschutz bei Bauarbeiten“ des
Landkreis Sigmaringen ist zu beachten

2. Abfallbeseitigung
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Leere Behälter und Reste sind
ordnungsgemäß zu entsorgen.
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der
Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall
eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz 15
von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg vom 13.04.2004 einzuhalten

3. Hochwasser
Der Bereich des Bebauungsplans befindet sich im HQextrem. Gemäß § 78c Abs. 2 WHG ist
hier die Errichtung von Heizölverbraucheranlagen verboten, sofern diese nicht
hochwassersicher errichtet werden können.

4. Niederschlagswasser
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation in
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
(§ 55 Abs. 2 WHG)
Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale Beseitigung
von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für den Umgang
mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138 sowie der Leitfaden
zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des Umweltministeriums anzuwenden.
Auf Flächen mit Altlasten oder Altlastenverdacht darf nicht versickert werden.

5. Wassergefährdende Stoffe
Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, Diesel
etc.) ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
- AwSV- vom 18.04.2017 in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Flächen, auf denen
mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sowie Flächen, auf denen stärkere
Ablagerungen durch Immissionen zu erwarten sind, müssen wegen deren Schmutzfrachten
und aus Vorsorgegründen an die Sammelkläranlagen angeschlossen werden.

6. Grundwasser
Falls bei Bauarbeiten im Plangebiet Grundwasser angetroffen wird, ist sofort der
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen zu informieren.
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass einer dauerhaften Grundwasserabsenkung nicht
zugestimmt werden kann.
Das Plangebiet liegt im Wasserschutzgebiet „Oberrieder II“, Zone Ill.
Die Festlegungen der Rechtsverordnung sind zu beachten. Insbesondere ist die Nutzung
von Erdwärmesonden und Grundwasserwärmepumpen zu Heiz- oder Kühlzwecken nicht
erlaubt.
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7. Altlastenverdacht
Es bestehen Anhaltspunkte für eine Altlast gemäß Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV) § 3 Abs. 1. Bei aktueller Nutzungssituation ist die Ausbreitung möglicherweise
vorhandener Schadstoffe in die Umwelt über alle Wirkungspfade unwahrscheinlich (keine
Exposition). Weitere Untersuchungen sind daher unverhältnismäßig. Mit einer Änderung
der Exposition für vorhandene Schadstoffe (z. B. durch Entsiegelung der Fläche) kann
jedoch eine Situation entstehen, in der der Transfer möglich wird, dann wird eine
orientierende Untersuchung nach § 9 Abs. 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
erforderlich. Die Fläche wird im Bodenschutz- und Altlastenkataster in der Fallgruppe
„Altlastverdächtige Fläche / AItlast” geführt. Eine Versickerung von Niederschlagswasser in
diesem Bereich ist nur nach vorheriger Untersuchung möglich. Hierzu wird eine erneute
Prüfung durch die untere Bodenschutzbehörde bei Vorlage des folgenden Baugesuchs
erforderlich.

8. Gartenanlagen/Grünflächen
Nach LBO § 9 Abs. 1 müssen die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung
benötigt werden. Ist eine Begrünung oder Bepflanzung der Grundstücke nicht oder nur sehr
eingeschränkt möglich, so sind die baulichen Anlagen zu begrünen, soweit ihre
Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung es zulassen und die Maßnahme wirtschaftlich
zumutbar ist. Zusätzlich ist nach Naturschutzgesetz § 21a darauf hinzuwirken, dass
Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt
werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner
wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt werden.


